Keine Gefechte im Wertehimmel

Zwei Jahre lang diskutierten 14 Wissenschaftler aus Anlaß der PDS-Programmdebatte über den heutigen Kapitalismus und über Sozialismus. Die Debatte ist jetzt in einem Buch nachzulesen. Von Uwe-Jens Heuer

In dem Band »Unterhaltungen über den Sozialismus nach seinem Verschwinden« werden Debatten von 14 namhaften Wissenschaftlern – zwölf West, zwei Ost – aus den Jahren 2000, 2001 und 2002 wiedergegeben. Die Diskussion wurde behutsam und zielstrebig von Wolfgang Fritz Haug geleitet, zu dessen Arbeitskollektiven die meisten der Autoren seit Jahren gehören. Die Gespräche waren, wie Peter von Oertzen in seinem Nachwort betont, weit mehr als die Summe der Diskussionsbeiträge.

Zielpunkt der durch Michael Schumann vom Parteivorstand der PDS angeregten Debatte war eine Auseinandersetzung mit der Programmdebatte der PDS, vor allem mit den »Thesen« und den »Grundlinien« eines neuen Programms. Es ging für die Teilnehmer um die langfristige Verankerung einer sozialistischen Linkspartei in Deutschland. Dabei richten sie den Blick bei aller Wertschätzung der Rolle der Ostdeutschen auf die Wirkungen in den westlichen Bundesländern. Den Erfahrungen der Westlinken, aufbewahrt in ihrem Elefantengedächtnis, müsse Rechnung getragen werden, so Wolfgang Fritz Haug im Vorwort.

Methodik und Moderne

Ich habe versucht, den streitigen Weg der Analyse im folgenden zu skizzieren.

Zuerst ging es um die Methodik und die Moderne. Hier waren die Diskussionsteilnehmer keineswegs zurückhaltend. Die Thesen seien spannungslos, weitschweifig, heißt es. Es ist von Wunschsemantik die Rede, von Phrasenhaftigkeit (Wolfgang Fritz Haug). Die Grundlinien hätten dann zwar einiges zurückgenommen, seien aber vom selben Herangehen bestimmt, ebenso phrasenhaft. Das sei vor allem dem Aufbau geschuldet, der eben nicht mit der Analyse beginne, sondern mit zumeist ethischen Bekenntnissen, mit einer abstrakten Konzeption vom Menschen als solchen, so Frigga Haug.

Ein besonderer Kritikpunkt ist der Platz, der den Werten zugemessen wird. Es sollte statt von »Werten« besser von »Konfliktlinien«, »Prinzipien« und vom Klassenkampf gesprochen werden. Statt von »Werten«, so wurde vorgeschlagen, sollte deutlicher von »Errungenschaften« die Rede sein (Christoph Türcke), ein Terminus, den der eine der beiden Ost-Teilnehmer, Erhard Crome, wegen seiner DDR-Lastigkeit mißbilligte. An die Stelle der Abstraktionen wie Freiheit, Gerechtigkeit, Gleichheit sollten Verhältnissen treten, die kritisiert, und solche, die geschaffen werden sollen (Frigga Haug).

Abgelehnt wurde auch die Moderne-Konzeption, die ja in der PDS-Debatte einen zentralen Platz eingenommen hatte. Zwar dürfe das herrschende Ökonomische nicht für die Totalität genommen werden (Wolfgang Fritz Haug), andere Sphären hätten auch ihre Eigenlogik, aber die Zivilisationsgewinne seien nicht Ergebnis einer objektiven Modernisierungstendenz, sondern des Klassenkampfes (Frank Deppe). Mit dem Begriff der Moderne werde etwas Positives, etwa die Kultur oder die Zivilgesellschaft, aus dem Kapitalismus ausgegliedert, ihm gegenüber gestellt. Er verliere damit seine Widersprüchlichkeit, seinen Charakter als Kampfplatz.

Die Diskussion drängte insgesamt auf die Analyse der gegenwärtigen Umwälzungen als Ausgangspunkt. »Die sträfliche Vernachlässigung der Analyse des gegenwärtigen Kapitalismus« entspringe wohl dem Glauben, bereits im Besitz der Theorie zu sein. »Das ist aber eine Illusion. Man muß, anfangen bei der Analyse der gegenwärtigen Umwälzungen und ihrer Perspektiven« (Wolfgang Küttler). Wie sehen wir also heute, wie Wolfgang Fritz Haug das Kommunistische Manifest zitierte, »die fortwährende Umwälzung der Produktion, die ununterbrochene Erschütterung aller gesellschaftlichen Zustände, die ewige Unsicherheit und Bewegung«, die der Kapitalismus bewirkt? Den globalen Umbrüchen »in der ›politischen Wolkenregion‹ der Staatenwelt und der internationalen Weltordnung am Ende des 20. Jahrhunderts liegt«, wie Haug die Diskussion zusammenfaßte, »ein Umbruch der kapitalistischen Produktionsweise zu Grunde. »Um den Computer als Universalinstrument gruppieren sich technologische Produktivkräfte, Fließbandarbeit und standardisierte Massenproduktion haben weithin der flexiblen Automatisierung Platz gemacht«. Das hätte zahlreiche Konsequenzen von einer neuen Positionierung der Geschlechter über die »Ethnisierung« von Klassenspaltungen, die Entwicklung wissensbasierter Arbeitsformen auf der einen, Niedriglohnverhältnisse, Massenarbeitslosigkeit und Proletarisierung in den »Schwellenländern« oft unter Bedingungen eines »wilden Kapitalismus« auf der anderen Seite.

Die neue Weltordnung nach dem Epochenumbruch ist vom Zusammenbruch der Sowjetunion, der Schwächung der inneren Gegenkräfte in den kapitalistischen Staaten, der Nationalstaaten und dem Ausbau der Stellung der USA als Weltmacht Nr. 1 bestimmt (Deppe). Die damit eingeleitete neue Phase des Kapitalismus müsse den programmatischen Ausgangspunkt bilden.

Die Diskussionsteilnehmer werfen dazu eine Reihe Fragen auf, die sie z. T. Teil sehr kontrovers beantworten. Entwickelt sich der Kapitalismus in immer neuen Schüben, von denen wir gegenwärtig einen erleben? Kann man statt von »dem« Kapitalismus von mehreren Kapitalismen sprechen? Ist der Begriff des Finanzkapitals heute gänzlich anders zu interpretieren als zu Zeiten Hilferdings und Lenins?

Regulierung und Deregulierung

Einen besonderen Platz nahm die Regulierungsdebatte ein. Sei die Deregulierung nicht auch eine Regulierung, fragte z. B. Frieder Otto Wolf). Für Deppe ist Regulierung dagegen eine zentrale staatstheoretische Thematik. Soziale Regulierung des Kapitalismus gehe vor seiner Abschaffung (Wolfgang Fritz Haug). Küttler fragt sogar, ob das Prinzip des Maximalprofits und das der sozialistischen Regulierung nicht nebeneinander bestehen könnten? Umstritten waren auch die vom Internet zu erwartenden Veränderungen, die Bewertung des Sozialstaats aus feministischer Sicht, der Einsatz von Frauen in der Bundeswehr u.a. mehr.

Entgegen dem Buchtitel fehlt in der Debatte allerdings die Analyse des »verschwundenen« Sozialismus. Immerhin wird sein »Verschwinden« mehrfach als eine Voraussetzung des Epochenumbruchs benannt. Im übrigen wird er aber nur beiläufig erwähnt: Die Trennung von Kommunismus und Demokratie sei eine Katastrophe gewesen. Die DDR dürfe nicht im Namen bürgerlicher Werte, sondern müßte wegen ihrer überwiegenden Gemeinsamkeiten mit dem Kapitalismus von links her kritisiert werden.

Als von Kriminalisierung der » Geschichte des Sozialismus und aller progressiven Bewegungen« durch die herrschende Klasse und ihre Ideologen die Rede ist, wird die Geschichte der DDR nur mit einem Satz erwähnt. Die ausgiebige Diskussion richtet sich auf den Umgang mit den »Achtundsechzigern«. Ich vermute, daß einfach das Interesse an diesem Teil der gemeinsamen Geschichte nicht allzu groß ist. Die PDS-Reformer werden – mit Recht – kritisch angesehen und stehen gleichsam für das DDR-Erbe als Ganzes. Die umfangreiche Kritik in der PDS an den Programmpapieren, u. a. auch in den Minderheitsvoten, wird kaum erwähnt. Crome, einer der beiden Ost-Teilnehmer, stellt die modernen Sozialisten »den kommunistischen ›Plattfüßlern‹ in Einheit mit den ›wahren‹ Marxisten« gegenüber. Auch Deppe sieht eine Tradition nur beim westlichen Marxismus.

Nicht nur im Westen, auch bei uns sollte ein Elefantengedächtnis vermutet werden. Es gibt nicht so viele Marxisten im heutigen Deutschland, daß man Bündnisse ausschlagen sollte.

Mit besonderem Nachdruck möchte ich auf die Selbstverständlichkeit hinweisen, mit der die Teilnehmer vor allem in der dritten Sitzung, der »USA-Kreuzzug« hatte begonnen, vom Begriff des Imperialismus Gebrauch machten, ein Begriff, der in den vorgelegten Programmpapieren gänzlich ausgeblendet ist. Als Wolfgang Fritz Haug ihn  in die Diskussion einbrachte, fragte Crome – einst Institut für internationale Beziehungen der DDR in Potsdam-Babelsberg – sofort, was die Rede vom Imperialismus meine: »Ist Lenins ›Imperialismus-Theorie‹ mit ihren berüchtigten Fünf Merkmalen gemeint? Dann hätten wir jetzt die abschließende Phase des ›faulenden und sterbenden Kapitalismus‹«. Westrom habe nach dem Beginn des Verfalls (gemäß Edward Gibbons) noch weitere fast dreihundert Jahre bestanden. Kriege seien nur an der Peripherie geführt worden. »Heute haben wir es eher mit Kautskys ›Ultraimperialismus‹ zu tun«. Küttler teilt die Zweifel an der »Verfallsbegrifflichkeit«: »Aber die ersten vier der angeblich so berüchtigten fünf Merkmale werden ja wohl durch viele Tendenzen im globalisierten Kapitalismus eher noch überboten denn entkräftet«. Einen Kautskyschen Ultraimperialismus, der den Sozialismus evolutionär hervorbringe, sehe er überhaupt nicht. Küttler bejaht die Parallele zu Rom, allerdings »nicht in den Begriffen schnellen Zerfalls, wohl aber in denen katastrophaler Bedrohungen«.

Dem schließt sich, wiederum von Wolfgang Fritz Haug aufgeworfen, eine Diskussion um die Konkurrenz zwischen den Imperialismen an. Wie weit die anderen Mächte auf die Politik der USA gegenwärtig realen Einfluß ausüben können, ist unter den Teilnehmern strittig. Die Allmacht habe einige Kratzer bekommen (Haug). Von einem (recht instabilen) Gleichgewicht der Mächte spricht allerdings nur Crome.

Eine Debatte um Ursachen und Verlauf des Krieges gegen Afghanistan schließt die »Unterhaltungen« ab. Ursache seien »die Konflikte und Widersprüche, die aus dem Zusammenbruch des europäischen Staatssozialismus und aus dem universalen Herrschaftsprojekt des dominierten globalen High-Tech-Kapitalismus resultieren«. In der neuen Epoche werde »das neoliberale Projekt nunmehr als ›disziplinierender Neoliberalismus‹ (Stephen Gill) mit militärischer Gewalt geostrategisch neu abgesichert« (Deppe). »Die Verwandlung imperialistischer Interessen in die Verteidigung westlicher Werte schlechthin bedurfte eines massenpsychologisch geeigneten Katalysators«, den die Tragödie vom 11. September lieferte (Lothar Peter). Als besonders kompliziert erweist sich die Frage nach den »letzten Ursachen«. Für Peter sind »US-Imperialismus und der islamistische Fundamentalismus ... nicht ›gleichursprünglich‹, wie immer man beide moralisch bewerten mag. Der letztere konnte nur aus Bedingungen entstehen, für die der erstere – zusammen mit anderen kapitalistischen Staaten – historisch die Hauptverantwortung trägt«. Crome hält entgegen: »Vielleicht handelt es sich ... eher darum, daß eine bestimmte reaktionäre Gruppierung aus der arabischen Oberschicht eigentlich die saudi-arabische Monarchie stürzen will«. Frigga Haug antwortet ihrerseits: »Womöglich ist die gesamte Frage der ›Bekämpfung des Terrors‹ falsch gestellt.«

Die letzte Frage schließlich, wiederum von Wolfgang Fritz Haug aufgeworfen, lautet: »Welche Rolle spielt bei alledem die UNO?« Peter fordert ihre gründliche Reform. Es sei »den USA gelungen, die UNO unter ihre Kontrolle zu bringen und zu marginalisieren«. Noch einmal fragt Haug: »Wie verhält man sich zu UN-geführten Militäreinsätzen?« Peter lehnt sie entschieden ab. »Wie soll eine UNO ohne Zwangsgewalt ›gewaltsame Aktivitäten von Staaten sanktionieren‹?« fragte darauf Haug. Thomas Sablowski antwortet: Muß man wirklich eine Weltregulationsinstanz wollen? Werden nicht Institutionen auf immer größerem Maßstab gleichzeitig immer undemokratischer? Haug meint demgegenüber, es gehe um den Spagat von radikaler Kritik und »realpolitischer Anschlußfähigkeit« im Sinne von Deppe. Jan Rehmann und Erhard Crome pflichten ihm bei, vor allem hinsichtlich einer Stärkung des Weltsicherheitsrates. Dieser aber sei, repliziert Sablowski, gerade »der undemokratischste Teil des ganzen UN-Systems«.

Gesetze der Ökonomie

Bei allen Abweichungen in Einzelpunkten zeigt dieses Resümee der »Unterhaltungen« hinsichtlich der Ökonomie einen roten Faden der Diskussion, nämlich das Wirken der von Marx aufgedeckten Quasinaturgesetze der politischen Ökonomie des Kapitalismus. Engels schrieb 1844, das Gesetz der Konkurrenz sei »ein reines Naturgesetz, kein Gesetz des Geistes..., das auf der Bewußtlosigkeit der Beteiligten beruht«. In dieser »naturwüchsigen« Gesellschaft, hieß es dann in der »Deutschen Ideologie« würde die »eigne Tat des Menschen ihm zu einer fremden, gegenüberstellenden Macht; ... die ihn unterjocht, statt daß er sie beherrscht«. Solange »die Produktivkräfte noch nicht so weit entwickelt sind, um die Konkurrenz überflüssig zu machen«, würde sie immer wieder erstehen. Diesen quasinaturgesetzlichen Gesamtprozeß hat Marx in jahrzehntelanger Arbeit bis in die letzten Details nachgezeichnet. Er setzt sich bis heute fort, nimmt immer neue Formen an, die Globalisierung scheint heute der äußerste Triumph zu sein. Die Ideologie der Standortlogik mit all ihren Konsequenzen wird zum Interesse aller erhoben.

Trotz zahlreicher unterschiedlicher Bewertungen waren sich die Teilnehmer der »Unterhaltungen« sich über diesen »naturgeschichtlichen« Prozeß, seine Triebkräfte, produktiven Resultate und immer bedrohlicher werdenden Folgen einig. Er hatte, und auch darin war man sich einig, mit dem Epochenumbruch 1989/90 an Geschwindigkeit wieder wesentlich zugenommen. Es läuft jetzt so, wie im »Manifest« beschrieben. »Nachdem es jene historischen Hemmfaktoren nicht mehr gibt, funktioniert der Kapitalismus so, wie er seinem Charakter gemäß zu funktionieren tendiert« (Wolfgang Fritz Haug).

Wirksame Gegenkräfte

Er ist ohne politisch wirksame Gegenkraft nicht abzuschaffen, nicht einmal zu bremsen. Dies ist das große Problem der »Unterhaltungen«, ist unser aller großes Problem. Die Voraussagen zur Entwicklung des Kapitalismus sind eingetroffen, diejenigen zur Entwicklung der großen Gegenkraft nicht. Wohl gab es Reformen, auch tiefgreifende Reformen, vom US- amerikanischen New Deal bis zum deutschen Sozialstaat. Ein großer Ausbruchsversuch aus dem System wurde 1917 in Angriff genommen, in anderen Ländern, auch der DDR, fortgesetzt, aber nach siebzig Jahren wieder weitgehend bereinigt. Die Gesetzmäßigkeiten der Revolution, selbst der Reformen sind eben keine unausweichlichen Naturgesetze. Das vom Kapitalismus drohende Unheil, der drohende Absturz in die Barbarei erscheinen zuweilen unvermeidlich, die Alternative des Sozialismus erscheint notwendig, ihre Verwirklichung höchst unsicher, selbst Reformen, gar das von PDS-Politikern propagierte Transformationsprojekt wenig wahrscheinlich. Wolfgang Fritz Haug konstatiert: »Noch gibt es kein neues, alternatives Modell sozialistischer Vergesellschaftung.« Es könne sich herausstellen, »daß die soziale und demokratische Regulierung des Kapitalismus angesichts der Kräfteverhältnisse fast so utopisch ist wie seine Abschaffung«.

Das Gefährlichste wäre, um der Glaubwürdigkeit eines Transformationsprojektes willen die Analyse der heutigen Welt zu verweigern. »Wer wähnt, den Tiger reiten zu können, sollte den Tiger zunächst studieren«, warnt Woflgang Fritz Haug. Seine Diskussionspartner mustern mögliche Gegenkräfte. Besondere Hoffnungen richten sich auf die globalisierungskritische Bewegung – bei aller Heterogenität.

Es bleibt die Schwäche der Gegenkräfte. Sie muß offen konstatiert werden. Das aber darf kein Grund sein, die kapitalistische Gesellschaftsordnung schön zu reden und das Fernziel des Sozialismus ausdrücklich oder verdeckt aufzugeben. Dieses Fernziel ist für Wolfgang Fritz Haug die Verknüpfung von Solidarität und Freiheit und den »Stoffwechsel zwischen Menschen und Erde ...  systematisch als regelndes Gesetz der gesellschaftlichen Produktion und in einer der vollen menschlichen Entwicklung adäquaten Form herzustellen« (Karl Marx: Das Kapital. In: Marx-Engels-Werke Bd. 23, Seite 528). Die Beteiligten an der Diskussion sehen »den Spagat zwischen Fernzielen und jetziger Politikfähigkeit als entscheidende Identitätsressource linkssozialistischer Parteipolitik, sehen aber auch die zerreißenden Widersprüche«. Kein Pol dürfe dem anderen geopfert werden. Unabhängige Politikberatung riskiere, so schreibt Wolfgang Fritz Haug abschließend, »von den unmittelbaren Adressaten in den Wind geschlagen zu werden. Es ist nicht auszuschließen, daß die weitere Entwicklung der PDS in Richtung ›Regierungsfähigkeit‹ auf Kosten der Analyse und der Zielsetzungen geht.« 

Die Wirkung auf die unmittelbaren Adressaten in der PDS wird bald zu beurteilen sein. Am 31. August wird es eine Klausurberatung der Programmkommission geben. Bald nach den Wahlen, vielleicht schon auf dem Parteitag in Gera, sind Entscheidungen zu erwarten. Deppe und Winfried Wolf halten ein Programm gegenwärtig für unmöglich oder nicht sinnvoll. Wolfgang Fritz Haug spricht von einem notwendigen offenen Laboratorium, vergleicht unsere Lage mit derjenigen von Marx im Vormärz. Einen Verzicht auf das immer wieder verkündete Programm halte ich aber für wenig wahrscheinlich. Auf jeden Fall jedoch müßte der Forderung nach tiefgreifender Analyse des Epochenumbruchs Rechnung getragen werden. Die Wahrscheinlichkeit einer Fortdauer der globalen Offensive des Neoliberalismus ist ebenso zu bestimmen wie die Chancen der Gegenkräfte zu erwägen sind. Die Stellungnahme zur Regierungsbeteiligung im Bund einschließlich der Zustimmung zu Kriegseinsätzen bedarf eines soliden theoretischen Fundaments, bei dem ohne den Begriff des Imperialismus kaum auszukommen sein wird. Es wäre verhängnisvoll, wenn versucht würde, die gegenwärtige Unmöglichkeit, mehr als Sparkommissar zu sein, auszugleichen durch radikale Wunschanbaupläne. »Sinnvolle Ziele und Versprechungen müssen eingebettet sein in eine Abschätzung der zu erwartenden Konflikte und Zerreißproben. Wer den realexistierenden Kapitalismus ausblendet, täuscht systemimmanente Lösungen vor, wo systemtranszendierende Schritte gefragt wären. Die Täuschungen von heute sind aber die Enttäuschungen von morgen.« (Wolfgang Fritz Haug) Eine Debatte über die Analyse der heutigen Lage einschließlich der zu erwartenden Entwicklungen ist allemal sinnvoller als Gefechte im »Wertehimmel« (Frigga Haug) um das Verhältnis von Freiheit(sgütern), Gleichheit, Solidarität usw.

Wolfgang Fritz Haug/Frigga Haug (Hrsg.): Unterhaltungen über den Sozialismus nach seinem Verschwinden. Eine Gemeinschaftsedition von: Argument Verlag (Hamburg), BdWi-Verlag (Marburg), Berliner Debatte Wissenschaftsverlag (Berlin), Buch Weiss (Fellbach), Karl Dietz Verlag (Berlin), Globus (Wien), PapyRossa Verlag (Köln), Pahl-Rugenstein Verlag Nachfolger (Bonn), spw Verlag (Dortmund), VSA-Verlag (Hamburg), Widerspruch, Beiträge zur sozialistischen Politik (Zürich), YetiPress (Bremen), 2002, 256 Seiten, 8 Euro

